Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 908 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen Bonn, den 10. Januar 1963 

507 — 81.62/3 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zu dem Abkommen zwischen den Parteien des 
Nordatlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen und zu den Zusatz Ver- 
einbarungen vom 3. August 1959 zu diesem Abkommen 
(Gesetz zum NATO-Truppenstatut und zu den Zusatz- 
vereinbarungen) 


Bezug: Entschließungen des Deutschen Bundestages vom 
4. Mai 1961 

— Drucksachen 2146, 2699 der 3. Wahlperiode — 


L 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung des Ge- 
setzes zum NATO-Truppenstatut und zu den Zusatzverein- 
barungen am 4. Mai 1961 empfohlen, zu den arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen des Artikels 56 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut Verhandlungen nach Artikel 82 des Zu- 
satzabkommens aufzunehmen. Die Bundesregierung wurde 
ersucht, in einem Bericht bis zum 31. Dezember 1962 darzu- 
legen, ob eine weitere Angleichung der arbeitsrechtlichen Be- 
stimmungen des Zusatzabkommens an das deutsche Arbeits- 
recht habe erreicht werden können. 

Ferner hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung am 
4. Mai 1961 ersucht, in einem Bericht bis zum 31. Dezember 1962 
darzulegen, welche Erfahrungen aufgrund der neuen Rechts- 
lage bei Durchsetzung von Rechtsansprüchen unehelicher Kin- 
der gegen Angehörige der Streitkräfte gesammelt worden 
seien. 

Das Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer Truppen 
(NATO-Truppenstatut) und die Zusatzvereinbarungen vom 
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3. August 1959 zu diesem Abkommen sind in der Bundes- 
republik Deutschland bisher nicht in Kraft getreten. 

Nach der Entschließung des Nordatlantikrats vom 5. Oktober 
1955 kann die Bundesrepublik Deutschland dem NATO-Trup- 
penstatut erst beitreten, wenn die Vertragsparteien der Zusatz- 
vereinbarungen vom 3. August 1959 ihre Ratifikations- oder 
Genehmigungsurkunden zu den Vereinbarungen hinterlegt 
haben. An dieser Voraussetzung fehlt es, weil im Königreich 
Belgien das parlamentarische Zustimmungsverfahren zu den- 
jenigen Zusatzvereinbarungen, an denen Belgien beteiligt ist, 
noch nicht abgeschlossen ist. Von dem Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu dem NATO-Truppenstatut ist auch das 
Inkrafttreten der Zusatzvereinbarungen abhängig. 

Da das Zusatzabkommen nicht in Kraft getreten ist, konnte die 
Bundesregierung bisher nicht Verhandlungen mit den Regie- 
rungen der anderen Vertragsparteien über eine weitere An- 
näherung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Artikels 56 
des Abkommens an das deutsche Arbeitsrecht aufnehmen. 
Artikel 82 (c) (ii) des Zusatzabkommens sieht eine Revisions- 
möglichkeit hinsichtlich einer oder mehrerer Bestimmungen 
des Zusatzabkommens vor, wenn die weitere Anwendung die- 
ser Bestimmungen nach Auffassung einer Vertragspartei für 
sie besonders belastend oder unzumutbar sein würde. Ein 
Revisionsantrag kann damit erst gestellt werden, wenn das 
Zusatzabkommen in Kraft getreten sein wird und sich aus 
seiner Anwendung Erfahrungen ergeben haben werden. Diese 
Rechtslage ist bereits in der Antwort vom 3. April 1962 • — 
Drucksache IV/338 — auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD — Drucksache IV/272 ■ — dargelegt. 

Im Hinblick darauf, daß das Zusatzabkommen nicht in Kraft 
getreten ist, kann die Bundesregierung auch über Erfahrungen 
aufgrund der neuen Rechtslage bei Durchsetzung von Rechts- 
ansprüchen unehelicher Kinder gegenüber Angehörigen der 
Streitkräfte noch nicht berichten. 


II. 

Bei der Verabschiedung des Gesetzes zum NATO-Truppen- 
statut und zu den Zusatzvereinbarungen hat der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung ferner ersucht, spätestens am 
31. Dezember 1961 einen Abschlußbericht über die damals 
bereits schwebenden deutsch-britisch-kanadischen Verhandlun- 
gen und über den Stand der innerdeutschen Maßnahmen zur 
Erleichterung der Lage der Bevölkerung im Raume Soltau- 
Lüneburg zu erstatten. Die Bundesregierung hat hierzu in dem 
Schreiben vom 14. Februar 1962 • — • Drucksache IV/238 — [Be- 
zug zu b)] einen ausführlichen Bericht gegeben und zum Aus- 
druck gebracht, daß sie weiter berichten werde. Ein solcher 
Bericht ist in Vorbereitung und wird nach Abstimmung mit den 
beteiligten Ressorts voraussichtlich im Laufe des nächsten 
Monats übersandt werden können. 


Schröder 


2 



